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GESETZ ZUR ABMILDERUNG DER FOLGEN DER 
COVID-19-PANDEMIE IM ZIVIL-, INSOLVENZ- UND 
STRAFVERFAHRENSRECHT VOM 27. MÄRZ 2020 
(„COVID-19 Abmilderungsgesetz“)1

Das Covid-19 Abmilderungsgesetz ist Teil des umfassenden Maßnahmenpakets der 
Bundesregierung zur Abmilderung der Folgen der COVID-19-Pandemie und der zur 
Eindämmung der Pandemie getroffenen behördlichen Maßnahmen für die Wirtschaft. Ziel 
des innerhalb weniger Tage verabschiedeten Gesetzes ist der vorübergehende Schutz 
von Verbrauchern, Kleinstunternehmern, Darlehensnehmern und Mietern, die von der 
Pandemie wirtschaftlich betroffen sind. Auf den ersten Blick scheinen die Regelungen für 
die verschiedenen Bereiche synchron zu sein, jedoch zeigt ein genaueres Studium des 
Gesetzestextes, dass es (gesetzgeberisch gewollte oder nicht gewollte) Unterschiede 
bei den Voraussetzungen und den Rechtsfolgen gibt. Die nachstehende Übersicht 
versucht anhand einer vergleichenden Gegenüberstellung die Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede hervorzuheben. Es ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber 
nachbessern wird.
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§ 1(1) Moratorium 
Verbraucher

§ (2) Moratorium 
Kleinstunternehmen 2

§ 2 Miet- und 
Pachtverhältnisse

§ 3 Darlehen

Stichtag für 
Vertragsabschluss:

Vor dem 8. März 2020 Vor dem 8. März 2020 Kein Stichtag Vor dem 15. März 2020 

Personeller 
Anwendungsbereich:

Verbraucher Kleinstunternehmen Mieter (unabhängig 
ob Verbraucher oder 
nicht)

Verbraucher (auch auf 
Gesamtschuldner) 

Sachlicher 
Anwendungsbereich:

Verbrauchervertrag (§ 310 
(3) BGB (Dauerschuldver-
hältnis („DSV”) zw. Unter-
nehmer und Verbraucher).

DSV Mietverhältnis über 
Grundstücke oder 
Räume

Verbraucherdarlehens-
verträge (§ 491 BGB)

Nicht: Miet-, Pacht-, Darlehens- und Arbeitsverträge. Für 
diese gilt § 2 bzw. § 3.

Voraussetzungen: Verbraucher Kleinstunternehmen Mieter (gewerb-
lich / nichtgewerblich)

Verbraucher

Verbrauchervertrag in Form 
eines wesentlichen DSV = 
Eindeckung mit Leistun-
gen der angemessenen 
Daseinsvorsorge

Wesentliches DSV = 
Eindeckung mit Lei-
stungen zur angemes-
senen Fortsetzung des 
Erwerbsbetriebes

Verbraucherdarlehens-
vertrag (§ 491 BGB), d.h. 
Allgemein-Verbraucher-
darlehensverträge und 
Immobilien-Verbraucher-
darlehensverträge

Erbringung der Lei-
stung nicht möglich 
ohne Gefährdung des 
angemessenen Lebens­
unterhalts (eigener oder 
Unterhaltsberechtigter)

Erbringung der Lei-
stung nicht möglich, 
ohne Gefährdung der 
wirtschaftlichen Grund­
lage des Erwerbsbetriebs

Erbringung der geschul-
deten Leistung nicht 
mehr zumutbar (d.h. insb. 
bei Gefährdung des 
angemessenen Leben­
sunterhalts (eigener oder 
Unterhaltsberechtigter)

infolge von Umständen, die 
auf die Ausbreitung der 
Infektionen mit COVID-19 
zurückzuführen sind

als Folge der Umstände, 
die auf die COVID-19-Pan-
demie zurückzuführen 
sind

Nichtleisten der 
Miete beruht auf den 
Auswirkungen der 
COVID-19-Pandemie

Einnahmeausfälle 
resultieren aus den 
von Corona-Pandemie 
hervorgerufen außerge-
wöhnlichen Umständen

Nachweis: Keine ausdrückliche Regelung – laut Gesetzesbegrün-
dung hat der Schuldner dies ggfs. darzulegen und zu 
beweisen

Der Zusammenhang 
zwischen COVID-19 
und Nichtleistung ist 
glaubhaft zu machen

Keine ausdrückliche 
Regelung – laut Geset-
zesbegründung hat 
der Schuldner dies 
ggfs. darzulegen und zu 
beweisen

Fortsetzung

2 Unternehmen mit weniger als 10 Beschäftigten, deren Jahresumsatz bzw. Jahresbilanz 2 Mio. EUR nicht überschreitet (Empfehlung 2003/361/EG 
der Kommission vom 6. Mai 2003).
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§ 1(1) Moratorium 
Verbraucher

§ (2) Moratorium 
Kleinstunternehmen 2

§ 2 Miet- und 
Pachtverhältnisse

§ 3 Darlehen

Rechtsfolgen: Recht zur Verweigerung der bis zum 30. Juni 2020 zu 
erbringenden Leistung / Zahlung (“LVR”)

Vom Schuldner geltend zu machen und zu belegen

Keine Kündigung 
allein aus dem Grund, 
dass Miete nicht 
gezahlt wurde

Stundung der Zins- und 
Tilgungsansprüche für 
Zeit zw. 1. April 2020 
und 30. Juni 2020 für 
3 Monate ab Fälligkeit 
kraft Gesetzes (ohne 
Geltendmachung).

Der Verbraucher darf 
dennoch zahlen

Wenn LVR ausgeschlossen ist (siehe Rückausnahmen 
unten), steht dem Schuldner das Recht zur Kündigung zu

Sonstige Kündigungs-
rechte bleiben 
unberührt

Kündigung wegen Zah-
lungsverzugs, wesentli-
cher Verschlechterung 
der Vermögensverhält-
nisse des Verbrauchers 
oder Werthaltigkeit von 
Sicherheiten bis zum 
Ablauf der Stundung 
ausgeschlossen

Sekundäransprüche (z.B. Verzugszinsen) sind nach der 
Gesetzesbegründung ebenfalls ausgeschlossen

Sonstige Rechte, auch 
Sekundäransprüche 
wie Verzugsschaden, 
bleiben unberührt

Kein Verzugseintritt (laut 
Gesetzesbegründung)

Verlängerung um 
3 Monate, wenn keine 
einverständliche Rege-
lung für den Zeitraum 
nach 30. Juni. 

Darlehensgeber muss 
dem Verbraucher eine 
Abschrift des Vertrages 
mit den neuen Konditio-
nen mitteilen

Rückausnahmen: § 1(1) gilt nicht, wenn für 
den Gläubiger seinerseits 
unzumutbar, da die Nichter-
bringung der Leistung die 
Grundlage seines Erwerbs-
betriebs gefährden würde

§ 1(2) gilt nicht, wenn die 
Ausübung des LVR für 
den Gläubiger unzumut-
bar ist, da die Nichter-
bringung der Leistung 
zu einer Gefährdung des 
angemessenen Lebens-
unterhalts (eigener oder 
Unterhaltsberechtigter) 
oder der wirtschaftli-
chen Grundlagen seines 
Erwerbsbetriebs führen 
würde

Keine – evtl. negative 
Auswirkungen auf den 
Vermieter werden 
nicht berücksichtigt

§ 3 gilt nicht, wenn Stun-
dung oder Ausschluss 
der Kündigung unter 
Berücksichtigung aller 
Umstände des Einzel-
falls (einschließlich der 
COVID-19-Pandemie) 
für den Darlehensgeber 
unzumutbar ist

Abweichende 
Regelungen:

Kein Abweichen zum Nachteil des Schuldners. Abweichende Ver-
einbarungen zuläs-
sig (Ausnahme: 
Kündigungsregelung)

Verordnungser-
mächtigungen:

Wenn zu erwarten ist, dass das soziale Leben, die wirtschaftliche Tätigkeit einer Vielzahl von Unternehmen 
oder die Erwerbs-tätigkeit einer Vielzahl von Menschen durch die COVID-19-Pandemie weiterhin in erhebli-
chem Maße beeinträchtigt bleibt, ist eine Verlängerung des Stundungszeitraums bzw. des Leistungsverwei-
gerungsrechts durch Verordnung bis 30. September 2020 möglich. Zusätzlich wird die Bundesregierung bis 
maximal 30. September 2022 ermächtigt, durch Rechtsverordnung die Fristen über den 30. September 2020 
hinaus zu verlängern, wenn die Beeinträchtigungen fortbestehen.

2 Unternehmen mit weniger als 10 Beschäftigten, deren Jahresumsatz bzw. Jahresbilanz 2 Mio. EUR nicht überschreitet (Empfehlung 2003/361/EG 
der Kommission vom 6. Mai 2003).
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